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wentorfer Houptousschuss bteibt b"i 
[!?g" gegen Sch.leswig-Holsteins Bildungsminister

l!*- wollen irürgerentscheid, der hommt aber wohr erst 20L2
wentorf - Nachdem ott u^q:-^- 

Ii,hfr.tu:::[ssvorsitzender Björn 
'"ntri* 

*", t-0 gesammelte unterschrif-waltungsgericht schleswie einen w"tt"i [iFö1 r"tküü;fu;;'" iäi1q, 
"i1 

diesb-ezügilches Bürgerbegehren anVergleichsvorrhlae präse'ntiert. Beginn ui, arir aätui y;;ä[p, ä'iirg"rr"irt", Matttias Heiderberg übergeben.hatte' dem das zuitändiee Ministe- ;?;ät H;uptausschuss sict bas entspricht immerhin rund 2l prozent alerrium bereits zustimmte I sofortige bir;il jö.'Säpi"rU"iarA"; ' 
üältUerectrti$en Wentorfs. Ausreichend wärenEinführung von G9 bei Begrenzung musste, sich ,riicht wäs"1tfi.i,_ iöp_ro."m geyes.eT. Danu-f ging auch Sonjader-Klassenzügigkeit - mulste der- uon a"i üoiüie_zur sonäeis-iäng iL'pouarrrr, Frahionschefin der FDp ein,rn dteser sache entscheidungs- des GemeinJ8rates unterscheide- uiir," ,rgt", rwir haben hier nur finanziell zubefugte Hauptausschuss dei pen neirväiräü;;[iläi't,;l:, änlcteialn; insofern soilten wir den EtternwiilenGemeinde in seiner Sitzung am 18' lr,'un, äü"r ptaF!?Tten D'ebatte ,luiiraigen.u l-ransJoacrlim-Fiass (uww) sah dieSeptember darüber befindän, ob 

- 
ä;ä;ä;;#hrDirk pe;rs;'- i'nän.i"tt" seite immer noch nicht abschrießend:l9j:t-9. Vorschtag amimmt oder (gdy;jw[.;;ch nnarea näiwes ;;;

l!:L::T g:s;T;il',äird;"g'- - (spD) erheblicheZweifetan den - r",'11T;li,l,ij,,:-q:tjy::g.1,="j:"e*,"1;{'- ''rL'er serne gegen den Bildungs- (sPD) eihebliche zweiter an d.en- E;iü{idö;'ä';ö:d;'Jää:9il;f?r,mtnrster anhängige Klage wer=ter i*otgtrrriiiiti"n aiuiäi-rr.g;" ;;g" des Vergleichsvorsähhgs merke Hass an,

- 

Gleichzeitig verwiesen die bEiden aäri 
"arr 

procedere ohne eiie mündliche An:Fraktionsvorsitzenden auf die häi,,ro eioanrrlia ic+ .,* -i-Lr _-r_ -nbsicht ;.; iiff;fiili'fl1iö' Fll?lg:Bü'$tifiJi.?# l,.:1;1*js1:,"S,.1;;für Gymnasium wentorf - sofort<, ii1r1o \ögt.klar: >wir können hier nicht über Aus-einen Bürgerentscheid zu Gunsten sichten u;d chancen der Klage diskutieren. wirder Einführung von G9 herbei zu 'wollen ei; Ürr.il fiu_*.'rs'[är,t um aen Eingriffführen' Nur wänige stunden vor a.-r üiln-i;i.;'; di; Fi;;nir''?r,.it der Gemeinde.uder Ausschusssitzlng hatte die ln airekt.iÄrtrd;..;üöä.. duruuf Dirk pe-
tersen, vggt habe die Grmeinde in ein verfahren
getuhrt, das zumindest ihm, petersen, aussichts_
los erscheine. Mit den fünf Sti;;;; uon CDU'
und uww bei vier Gegenstimmen allei an-Jeln

, Fraktionen wurde der Eürg.rreister bea;ftragt,
die Klage weiter zu führen: 
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G 8,lG 9z Verhäftete Fronten
Die Reaktion der Initiative

Nach dieser erneut knappen Entscheidung
zeigten sich die zahlreichen Gäste und Mitglieder
der Elterninitiative, enttäuscht, erbost, aber auch
kämpferisch. Bemerkenswert dabei: G8-Befür-
wofter schienen nicht anwesend zu sein. Die
Initiative will jetzt alle Kräfte auf die Durchführung
eines Bürgerentscheides konzentrieren. Unter den
Kommentaren zur Sitzung des Hauptausschusses
war am Häufigsten zu hören, dieser Beschluss
würde auf dem Rücken der Kinder ausgetragen.
Der Satz uWir sind das Volk!< drückte das Unver-
ständnis aus, wieso gewählte Volksvertreter gegen
den offenbar mehrheitlichen Elternwillen handeln
könnten. Es soll hier nicht verschwiegen werden,
dass die Atmosphäre emotionsgeladen war.
(Redaktioneller Hinweis: Weiter führende Infor-
mationen rur Elterninitiative >G9 für Gymnasium
Wentorf - sofort<r befinden sich auf: http://v,rv,rw.
ggfuergwsofort.del)

Auswirkungen auf die
Haushaltsberatungen

Zulässigkeit geprüft. Wenn diese
gegeben ist, le$ die Kommunalauf-
sicht ein Quorum und den Entschei-
dungstermin fest. Der Ablauf des
Bürgerentscheides entspricht dann
dem einer Kommunalwahl .Z:um
zeitlichen Ablauf gab Heidelberg
die rein persönliche Prognose, er
rechne nicht damit, dass es noch in
diesem Jahr zur endlichen Entschei-
dung komme td
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lm Rathaus nimmt Bürgermeister Matthias Heidelberg (ganz links) die
Unterschriftenlisten uon Horst Jori[3en, Jens C. Gehring und Liane Thürer-
Smid (u.li.) als Vertreter der Elterninitiatiue ,,G9 für Gymnasium Werntorf

Die Beratungen über den ll. Nachtragshaus-
halt in der Gemeinderatssitzung vom vergan-
genen Donnerstag wurden von SPD, FDP und
besonders den Gnüneru dazu genutzt, erneut
die Klageführung und damit den Entscheid des
Hauptausschusses zum Teil heftigst zu kritisie-
ren. Um das Ergebnis vorwegzu benennen: Die
genannten Fraktionen venrueigerten mehrheitlich
deswegen ihre Zustimmung zum Nachtragshaus-
halt. ln der Debatte, in der sich weder CDU noch
U\n ru zu Wort meldeten, griff Dirk Petersen den
Vorsitzenden des Finanzausschusses Hano Vo$
schärfstens an: lm Hinblick auf das Klageverfat-
ren sei er >die treibende Kraft beim Verplempern
von Steuergeldern.( Zum Hintergrund verwies
der Gnürurru-Fraktionschef auf ein Gutachten,
das ausgerechnet auch noch von der gleichen
Kanzlei erstellt wurde, die Wentorf im besagten
Rechtsstreit vertritil Dort sei am Beispiel einer mit
Wentorf ve rgle ich ba re n Geme i nd e da rgestel lt,
wie wenig Erfolgsaussichten eine derartige Klage
habe. Die von CDU und U\ Aff zu verantwortende
rstillstandsituationu, so Petersen, sei >ein Schlag
ins Gesicht der Bürger.u lm Folgenden ließ Peter-
sen gleichzeitig erkennen, dass die GnüNEN es der
CDU nicht vergessen haben, wie der seinerzeitige
G nü ru e rrt-Vors itz d es Fi na nza ussch usses geki ppt
worden war (Den RnNeeren berichtete). Sonja
Kleipoedszus hielt CDU und U\ AlV entgegen, sie
hätten den Gymnasiumszuwachs aus finanziellen
Gründen stoppen wollen und würden jetzt der
Maxime folgen: Der Bürgerwille interessiert uns
nicht. Die >Beharrungspolitikr stiii{{,6 i1 kras-
sem Gegensalrzzu dgn EinspaffQrdärurtgen des
Finanzausschussvorsitzenden (in der Annah-
me, dass G9 günstiger zu finanzieren ist; Anm.
d.Red.). Andrea Hollweg betonte noch einmal die
oüberffüssigen und vermeidbaren Kosten durch
den Rechtsstreitu, die mit dazu beitrügen, warum
die SPD dem Nachtragshaushalt ihre Zustimmung
verweigere.

'Wer sind die treibenden Kräfte?o
Diese Frage stellte Gregor Zahnow (GnÜ-

NE) - eine Frage, die niemand beantworten
konnte oder wollte. Zahnow selbst stellte aber
die Vermutung an, es gäbe einen >Kleinkriegu
aruischen einerseits Teilen der Venrualtung und
der CDU und andererseits des Gymnasiums. Auch
er frage sich, warum ein Prozess geführt werde,

- sofort< entgegen

Geschäftsord nu ngsgr,ünden d ürfen
diese nicht in öffentlicher Sitzung
beantwOrtet werden; d.Red.) und
zur Einschätzung der beauftragten
Sozietät seien nach wie vor offen.
Dem gegenüber machte er eine
rbre ite demokratische Bü rgermei-
nung - ich möchte hier nicht schon
von einer Mehrheit sprechenu
aus und schlug dann den Bogen
zum politischen Selhstverständnis
der Gemeindevertretung: > Diese-s
Gremium muss wieder als ein r',
demokratisches wahr genommen
werden.<

In der Abstimmung über den
Haushalt zeigten die kritischen
Argumente keine Wirkung: Mit der
Mehrheit von CDU und UWW (15
Stimmen).wurde bei vier fehlenden
Gemeindevertretern und LL Gegen-
stimmen (alle anderen Fraktionen)
der ll. Nachtragshaushalt gebilligt.

Wie geht es weiter?
Auf Nachfrage von Andrea Holl-

weg erläuterte Bürgermeister Mat-
thias Heidelberg: Die eingereichten
Unterschriften werden jetzt von
der Kommunalaufsicht auf ihre
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Hau pta ussch u ss der Gemeindevertretu n g I eh nt Verg I eichsvorschla g a h

Weg für eine Klage derGemeinde istfrei
Wentorf (hap) - Der Haupt-

ausschuss der Gemeindevertre-
tung hat sich in seiner jüngsten
Sitzung mit der knappen Mehrheit
von flinf zu vier Stimmen gegen
den Vergleichsvorschlag des Ver-
waltungsgerichts Schleswi g 

^rffrThema Abitur nach neun Jahren
(G9) ausgesprochen.

CDU und Unabhängige Wäh-
lergemeinschaft Wentorf (IIWW)
blieben damit bei ihrer Haltung,
am Gymnasium den achtjährigen
Bildungsgang zLLm Abitur beint-

behalten
Mehrheitswillen von Elternschaft
und Kollegium des Wentorfer
Gymnasiums. SPD, Grüne und
FDP sprachen sich in der Sitzung
dafür aus, den Vorschlag der
Schleswiger Richter n alue,ptte-
ren. Das würde bedeuten, dass die
Schule nr G9 zurückketrt und für
einen klar definierten Zeitraum
die Sechszügigkeit gewährleistet
bleibt.

Btirgermeister Matthias Hei-
delberg wqrde zugleich von dem

Ausschuss damit beaufuugt, das
Hauptsacheverfahren weiter zu
betreiben. Die Gemeinde klagt ge-
gen die Anweisung des Bildungs-
ministeriums, am Gymnasium G9
einzuführen.

Unterdessen hat die Bürgerini-
tiative ,,G9 am Gymnasium Wen-
torf - sofort" ihre Unterschriften-
sammlung flir ein Bürgerbegehren
abgeschlossen. Mehr als 2.000
Unterschriften wurden Bärger-
meister Heidelberg übergeben.
Nach Worten des Verwaltungs-

cheß folgt nun ein stark formali-
siertes Verfahren: Die Kommu-
nalaufsicht bei der Kreisverwal-
tung in Ratzeburg prüft, ob das
Büigerbegehren zulässig ist. An-
schließend prüft die Gemeinde-
verwaltung, ob alle Unterschrifter
auf der Liste von Wentorferr
stammen. Sofern die Vorausset-

^mgen 
erfüllt sind, bittet die

Kommunalaußicht die Gemein-
devertretung, einen Termin für
einen Bärgerentscheid festzule-
gen.


